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EILT, bitte sofort vorlegen! 
 

Prozesskostenhilfeantrag 
 

und 
 

Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung / 
Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung 

 
 
Ralf Sommerfeld,  Lünkerhohl 13a, 58644 Iserlohn 
 
          Antragsteller/in, 
 
gegen 
 
 
die Arbeitsgemeinschaft Märkischer Kreis, Friedrichstraße 59/61, 58636 Iserlohn, 
vertreten durch die Geschäftsführung, 
          Antragsgegnerin,  
 
 
gegen den Widerspruchsbescheid vom 16.11.2009 wegen Wegfall des ALG II. 
 
 
 
Hiermit beantrage ich  
 
 

1. dem Antragsteller für die I. Instanz Prozesskostenhilfe zu bewilligen 
2. dem Antragsteller zur vorläufig unentgeltlichen Wahrnehmung seiner Rechte einen 

Rechtsanwalt eigener Wahl beizuordnen. 
3. die Antragsgegnerin vorläufig bis zur erstinstanzlichen Entscheidung zu verpflichten, die 

Leistungen nach SGB II in zustehender Höhe zu gewähren. 
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Begründung 
 
Der Antragsteller ist nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen außerstande, die 
Kosten des Rechtsstreits aufzubringen, da er bedürftig i. S. d. SGB II ist. Dies ergibt sich aus dem 
Folgenden. 
Der Antrag bietet hinreichende Aussicht auf Erfolg und erscheint auch nicht mutwillig.  
 
Im Widerspruchsbescheid vom 09.03.2010 wird vorgetragen, dass die Beklagte am 27.08.2009 eine 
Eingliederungsvereinbarung mit dem Kläger abgeschlossen hat. Entgegen dem Vortrag der 
Beklagten, wurde der juristisch völlig unbedarfte Kläger keineswegs ausreichend gründlich über 
die Rechtsfolgen belehrt, dass er deren existenzielle Konsequenzen tatsächlich zu realisieren 
vermocht hätte, vielmehr trafen ihn die Sanktionen völlig unerwartet. Er war zuvor weder über die 
Möglichkeit einer Mitgestaltung an einer Eingliederungsvereinbarung informiert worden, noch über 
die Option eines Verwaltungsaktes. Bei Kenntnis der Rechtslage hätte er dieses Diktat niemals so 
unterschrieben, sondern sich zuvor rechtlichen Beistand gesucht.  
 
Soweit die Beklagte nun behauptet der Abschluss der Eingliederungsvereinbarung sei einvernehmlich  
gewesen, so ist das falsch. Die Eingliederungsvereinbarungen wurden rechtswidrig einseitig 
diktiert und die Unterschrift des Klägers unter Ausnutzung seiner Unwissenheit und unter 
Androhung von Leistungsverweigerung erzwungen.  
 
 

„Ist die Gegenseitigkeit der Verpflichtungen zwischen Verwaltung und 
Leistungsempfänger damit letztlich nur vordergründig, denn der Leistungsempfänger 
ist eben kein Vertragspartner (zutreffend Ebsen 2004, 725. 730) und der 
Grundsicherungs-träger kann jederzeit zum einseitig-hoheitlichen Handeln durch 
Verwaltungsakt übergehen, folgt hieraus auch, dass der durch § 2 Abs 1 S 2 
konstituierte Zwang, eine Eingliederungsvereinbarung abzuschließen, als 
solcher verfassungswidrig ist. Dies wurde vom Verfasser in der Vorauflage 
noch anders gesehen (vgl Spellbrink § 2 RdNr 9) Bereits frühzeitig sah allerdings 
Berlit (info also 2003, 195, 205) durch den sanktionsbewehrten 
Kontrahierungszwang die in Art 2 Abs l GG geschützte Vertragsfreiheit verletzt 
(zuletzt den in LPK-SGB II. 2. Aufl. § 2 RAM. 26). Dem ist Lang (NZS 2006. 176) 
mit beachtlichen Argumenten beigetreten. Insbesondere die Rechtsprechung des 
BVerfG; zur Kompensation der Funktionsschwächen einer reinformal 
betrachteten Vertragsfreiheit (BVerfGE 81. 242; 89, 214) gebiete hier die„gestörte 
Vertragsparität" zwischen Grundsicherungsträger und 
Grundsicherungsempfänger materiell zu kompensieren (ebenso tendenziell Vor in 
Estehnann, SGB RdNr 10, Stand 2/2005; Fuchsloch in Gag,e1 § 15 1LdNr 48ff Stand 
6/2006). Es kann — vereinfacht ausgedrückt — keinen rechtlich legitimen Zwang 
geben, sich einer (pseudokonsensuellen) Eingliederungsvereinbarung zu 
unterwerfen, wenn die Ziele, die mit dem konsensuellen Institut der 
Eingliederungsvereinbarung erreicht werden sollen, auch durch Verwaltungsakt 
(§ 15 Abs I 5 6) umgesetzt werden können. 

 
Eicher/Spellbrink, 2. Aufl., Rn 9,  S. 68+69,  Spellbrink 

 
In der Entscheidung des BSG vom 18.02.2010 (Az.: B 14 AS 53/08 R) führt das Gericht unter 
Würdigung der Entscheidung des BVerfG vom 09.02.2010 aus: 
 

Der Absenkungsbescheid, mit dem die Beklagte die der Klägerin gewährten Grundsicherungsleistun-
gen für die Zeit vom 1. März bis 31. Mai 2007 herabgesetzt hatte, ist rechtswidrig, weil die Beklagte 
die Klägerin nur unzulänglich über die Rechtsfolgen belehrt hat, die sich aus der Weigerung ergeben 
würden, die zusätzliche Arbeitsgelegenheit im Projekt "Job for Junior" weiter auszuführen.  
Zwar hat die Klägerin damit ihre in der Eingliederungsvereinbarung übernommene Verpflichtung 
verletzt. Die Sanktionstatbestände des § 31 Abs 1 Satz 1 Nr b und c SGB II setzen jedoch voraus, 
dass der Hilfebedürftige über die Rechtsfolgen einer Pflichtverletzung belehrt worden ist. Die 
Belehrung über die Rechtsfolgen muss konkret, verständlich, richtig und vollständig sein. 
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Erforderlich ist insbesondere eine Umsetzung der in Betracht kommenden Verhaltensanweisungen 
und möglicher Maßnahmen auf die Verhältnisse des konkreten Einzelfalls. Diese strengen 
Anforderungen an den Inhalt der Rechtsfolgenbelehrung sind vor allem deshalb geboten, weil es 
sich bei der Herabsetzung der Grundsicherungsleistungen, wie aus der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 9. Februar 2010 (1 BvL 1/09, 3/09, 4/09) hervorgeht, um einen 
schwerwiegenden Eingriff handelt.  
Die der Klägerin bei Abschluss der Eingliederungsvereinbarung erteilte Rechtsfolgenbelehrung 
genügt den genannten Anforderungen nicht. Die Klägerin wurde nicht konkret über die Rechtsfolgen 
einer Pflichtverletzung belehrt; die Belehrung bestand vielmehr im Wesentlichen aus einer 
Wiedergabe des Gesetzestextes. Sie führte eine Vielzahl von Sanktionstatbeständen und möglichen 
Rechtsfolgen auf, ohne die konkret in Betracht kommenden deutlich zu machen. Auch im Schreiben 
vom 4. Januar 2007, das der Klägerin zuging, nachdem sie angekündigt hatte, die Maßnahme nicht 
fortsetzen zu wollen, findet sich keine Belehrung, die den genannten Anforderungen genügt. Da der 
Absenkungsbescheid schon wegen der unzulänglichen Rechtsfolgenbelehrung aufzuheben war, war 
nicht darüber zu entscheiden, ob die im Bescheid angeordnete völlige Streichung der Regelleistung 
für einen Zeitraum von drei Monaten zulässig war. 
Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat die Revision der beklagten Arbeitsgemeinschaft im Ver-
fahren B 14 AS 53/08 R am 18. Februar 2010 nach mündlicher Verhandlung zurückgewiesen und 
das angefochtene Urteil des Sozialgerichts bestätigt.  
 
 
  

Bereits aufgrund mangelhafter Rechtsfolgenbelehrung ist auch die vorliegende Klage als 
rechtswidrig abzuweisen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Anlagen 
PKH-Antrag (siehe Klage) 
Widerspruchsbescheid vom 09.03.2010 gegen den Absenkungsbescheid vom 18.01.2010 
Änderungsbescheid vom 09.02.2010 
 
 
Ralf Sommerfeld 
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